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Sitzungsprotokoll 
 
 
über die am Samstag, den 10.12.2011, um 09.00 Uhr im Schloss Traismauer,  
Hauptplatz 1, stattgefundene öffentliche 
 
 

Sitzung des Gemeinderates. 
 
 
Anwesend: 
 
Bgm. Herbert Pfeffer, Vbgm. Karl Koll  
 
StR Mag. Alfred Kellner, StR. Dominik Neuhold, StR. Walter Kirchner, StR. Herbert Gorth, 
StR. Ing. Veronika Haas, StR. Mag. Lukas Leitner, StR. Michael Schuller, 
 
GR. Dr. Gerda Schlögl, GR. Helmut Priller, GR. Martina Teufl, GR. Helmut Brandstetter, 
GR. Walter Grünstäudl, GR. Mag. Anton Maurer, GR. Edith Kirchner, GR. Makbule Burcu, 
GR. Philipp Maschl, GR. Josef Braunstein, GR. Ing. Heribert Ötl, GR. Georg Kaiser, 
GR. Sabine Strohdorfer, GR. Herbert Benischek, GR. Michaela Neuhold, 
GR. Claudia Panhauser, GR. Raimund Schmidbauer, GR. Karl Handl 
 
Entschuldigt: 
GR. Elisabeth Nadlinger, GR. D.I. Kurt Ettenauer, 
 
Weiters anwesend: 
Hr. Schöffl, Fr. Bauer 
 
 
Bgm. Pfeffer übernimmt den Vorsitz, stellt die Beschlussfähigkeit fest und gibt bekannt, 
dass die Sitzung ordnungsgemäß mittels Kurrende vom 02.12.2011 unter Bekanntgabe 
der Tagesordnung geladen wurde und an der Amtstafel kundgemacht war. 
 
 
Bgm. Pfeffer teilt mit, dass dann der Tagesordnungspunkt 7) gem. § 47 
NÖ Gemeindeordnung im nicht öffentlichen Teil der Gemeinderatssitzung als 
Tagesordnungspunkt 16) behandelt werden soll. 
 
 
 
 
 



1. Sitzungsprotokoll der öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 09.11.2011 
 
Bgm. Pfeffer hält fest, dass keine schriftlichen Einwendungen erhoben wurden bzw. 
vorliegen. Somit gilt das Sitzungsprotokoll der öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 
09.11.2011 als genehmigt. 
 
 
2. Beratung und Beschluss betreffend die Erlassung einer Verordnung betreffend 

die Festsetzung des Einheitssatzes zur Berechnung der Aufschließungsabgabe 
 
StR. Mag. Kellner teilt mit, dass die Verordnung betreffend die Festsetzung des 
Einheitssatzes für die Berechnung der Aufschließungsabgabe wie folgt abgeändert 
werden soll: 
 

 
Gemäß § 38 Abs. 6 der NÖ. Bauordnung 1996, LGBl. Nr. 8200 in der derzeit geltenden 
Fassung wird der Einheitssatz für die Berechnung der Aufschließungsabgabe mit 
 

€ 450,--  
 
festgesetzt. 
 
Diese Verordnung tritt mit 01.01.2012 in Kraft. 
 

 
Frau GR. Neuhold meint, dass diese Kosten hauptsächlich Jungfamilien treffen und stellt 
daher einen Abänderungsantrag: „Der Gemeinderat soll die Verordnung zur 
Aufschließungsabgabe beschließen, wobei der Finanzstadtrat bis zur nächsten 
Gemeinderatssitzung einen neuen Entwurf, gültig ab 01.01.2012, kommunaler 
Wohnbauförderungsrichtlinien für Jungfamilien vorzulegen hat.  
 
StR. Neuhold stellt den Antrag, diesen Tagesordnungspunkt zur weiteren Beratung an den 
Finanzausschuss zurückzuverweisen. 
 
GR. Handl kritisiert ebenfalls diese Erhöhung und man sollte sich Einsparungen 
überlegen, bevor solche Erhöhungen überhaupt getroffen werden. 
 
StR. Mag. Kellner weist auf die komplexe Berechnung vom Land NÖ hin und gibt zu 
bedenken, dass dieser Betrag sehr niedrig im Vergleich zu anderen Gemeinden wäre und 
wir als Stadtgemeinde vom Land NÖ aufgefordert wurden, diesen Betrag anzuheben um 
auch in Zukunft Bedarfszuweisungungen erhalten zu können. 
 
StR. Mag. Leitner betont, dass ein Abänderungsantrag vorliege und darüber abgestimmt 
werden sollte. Weiters betont er, dass das Land NÖ nur darauf hinweise die Gebühren zu 
erhöhen, aber es wären keine Muss-Formulierungen. Die Finanzhoheit liege bei der 
Stadtgemeinde selbst.  
 
Bgm. Pfeffer verliest das Schreiben der NÖ Landesregierung. 
 
StR. Neuhold zieht seinen Antrag zurück.  
 
GR. Braunstein bestätigt, dass es so ein Schreiben der NÖ Landesregierung gibt und 
meint, dass die Anhebung der Aufschließungsabgabe doch zu hoch wäre und stellt den 



Antrag, dass dieser Tagesordnungspunkt an den Finanzausschuss rückverwiesen werden 
soll. 
 
GR. Braunstein fragt GR. Neuhold, ob sie dafür wäre, diesen Satzungsbetrag in dieser 
Höhe zu beschließen mit dem Zusatz, dass der Finanzstadtrat Förderungsrichtlinien 
vorzulegen hat oder generell um Rückweisung an den Ausschuss. 
 
GR. Neuhold zieht ihren Abänderungsantrag zurück. StR. Mag. Leitner stellt den 
Zusatzantrag, dass die Zurückweisung an den zuständigen Ausschuss nur mit dem 
Zusatz, dass dieser Förderungsrichtlinien für Jungfamilien bis zur nächsten 
Gemeinderatssitzung vorzubereiten hat, erfolgen soll. 
 
Bgm. Pfeffer lässt über den Antrag betreffend Zurückweisung dieses 
Tagesordnungspunktes an den Finanzausschuss mit dem Hinweis, dass dieser 
Förderungsrichtlinien für Jungfamilien bis zur nächsten Gemeinderatssitzung 
vorzubereiten hat, abstimmen. Dieser Antrag wird einstimmig angenommen. 
 
 
3. Beratung und Beschluss betreffend die Erlassung einer 

Friedhofsgebührenordnung 
 
StR. Mag. Kellner teilt mit, dass die Friedhofsgebührenordnung nach dem NÖ 
Bestattungsgesetz 2007 für die Friedhöfe der Stadtgemeinde Traismauer mit Wirksamkeit 
01.01.2012 wie nachstehend angeführt neu erlassen werden soll: 
 

 
§ 1 

Arten der Friedhofsgebühren 
 
In der Stadtgemeinde Traismauer werden folgende Friedhofsgebühren eingehoben: 
 
a) Grabstellengebühren 

 
b) Verlängerungsgebühren 
 
c) Beerdigungsgebühren 
 
d) Enterdigungsgebühren 

 
e) Gebühren für die Benützung der Aufbahrungshalle (Leichenkammer) 
 
 

§ 2 
Grabstellengebühren 

 
Die Grabstellengebühr für die Überlassung des Benützungsrechtes auf 10 Jahre bei 
Erdgrabstellen und Urnengrabstellen (Urnennischen) bzw. auf 30 Jahre bei gemauerten 
Grabstellen (Grüften) beträgt für 
 
 
a) Erdgrabstellen (Reihengräber) – zur Beerdigung bis zu 4 Leichen € 200,-- 
 
b) Erdgrabstellen, die an der Friedhofsmauer liegen (Wandgräber) 
 – zur Beerdigung bis zu 4 Leichen    € 250,-- 



c) Urnennischen         € 300,-- 
 
d) Grüfte zur Beisetzung bis zu 3 Leichen    € 1.450,-- 
 
e) Grüfte zur Beisetzung bis zu 6 Leichen    € 2.900,--  
 
f) Grüfte zur Beisetzung bis zu 12 Leichen    € 4.350,--  
 
 

§ 3 
Verlängerungsgebühren 

 
a) Für Erdgrabstellen und Urnengrabstellen wird die Verlängerungsgebühr (für die weitere 
Verlängerung des Benützungsrechtes auf jeweils 10 Jahre) mit dem gleichen Betrag 
festgesetzt, der für solche Gräber als Grabstellengebühr zu entrichten ist. 
 
b) Für gemauerte Grabstellen wird die Verlängerungsgebühr (für die weitere Verlängerung 
des Benützungsrechtes auf jeweils 10 Jahre) mit einem Drittel des Betrages festgesetzt, 
der für solche Gräber als Grabstellengebühr zu entrichten ist. 
 
 

§ 4 
Beerdigungsgebühren 

 
Die Beerdigungsgebühr (für das Öffnen und Schließen der Grabstelle und die 
Bereitstellung des Versenkungsapparates) beträgt bei 
 
a) einer Beerdigung in einer Erdgrabstelle     € 580,-- 
 
b) einer Beerdigung in einer Erdgrabstelle 
 mit Steinabdeckung (Blindgruft)    € 970,-- 
 
c) einer Beisetzung in einer Gruft    € 770,-- 
 
d) einer Urnenbeisetzung in einer Erdgrabstelle    € 190,-- 
 
e) einer Urnenbeisetzung in einer Gruft    € 680,-- 
 
f) einer Urnenbeisetzung in einer Urnennische    € 260,-- 
 
 

§ 5 
Enterdigungsgebühr 

 
Die Enterdigungsgebühr für die Enterdigung einer Leiche beträgt das zweifache der 
Beerdigungsgebühr. 
 

 
§ 6 

Gebühren für die Benützung der Aufbahrungshalle (Leichenkammer) 
 
Die Gebühr für die Benützung der Aufbahrungshalle (Leichenkammer) beträgt für jeden 
angefangenen Tag € 135,--. Für die Berechnung werden maximal 3 Tage herangezogen. 
 



§ 7 
Schluss- und Übergangsbestimmungen 

 
Diese Friedhofsgebührenordnung wird mit dem Monatsersten rechtswirksam, der dem 
Ablauf der zweiwöchigen Kundmachungsfrist folgt. 
 

 
StR. Mag. Leitner ersucht um eine 20-minütige Sitzungsunterbrechung. 
 
Bgm. Pfeffer unterbricht die Sitzung für 20 Minuten. 
 
Nach 20 Minuten nimmt Bgm. Pfeffer die Sitzung wieder auf. 
 
GR Braunstein kritisiert, dass es nicht seriös ist, fünf Minuten vor der Gemeinderatssitzung 
einen neuen Voranschlagsentwurf sowie zwei abgeänderte Verordnungen vorzulegen. Es 
ist dem ÖVP-Klub daher nicht möglich, innerhalb der Sitzungsunterbrechung diese neuen 
Unterlagen genau zu prüfen. Um eine Prüfung der Unterlagen vornehmen zu können, 
verlässt der ÖVP-Klub die Gemeinderatssitzung.  
 
StR Mag. Leitner schließt sich der Meinung der ÖVP an. Obwohl der Voranschlag für 2012 
zwei Wochen öffentlich vorlag, dieser auch in Ausschüssen und im Stadtrat vorberaten 
wurde, wurden unmittelbar zu Beginn der Gemeinderatssitzung gänzlich neue Zahlen 
vorgelegt, ohne die Oppositionsparteien darüber vorher zu informieren. Es gab keine 
Gelegenheit, diese Zahlen auch ordentlich zu prüfen.  
 
Die Mitglieder des des MIT-Klubs und GR. Handl verlassen ebenfalls die Sitzung. Es 
verbleiben somit 15 Personen im Sitzungssaal. Da die Beschlussfähigkeit nicht mehr 
gegeben ist, schließt Bgm. Pfeffer die Gemeinderatssitzung. 
 


